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Volkssolidarität fordert die Stärkung der gesetzlichen Rente  

In Deutschland beziehen 90 Prozent aller Frauen und Männer Leistungen der Rentenversicherung. 

Das umlagefinanzierte System der Rentenversicherung ist leistungsfähig, zukunftssicher und solida-

risch. Wird die gesetzliche Rente gestärkt, sinkt das Armutsrisiko älterer Menschen; soziale Gerech-

tigkeit und die Gerechtigkeit zwischen den Generationen bleiben gewahrt. Die gesetzliche Rente ist 

eine Errungenschaft des Sozialstaates, die nicht dem Spardiktat der öffentlichen Hand anheimfallen 

darf. Eine ausführliche Darstellung der Forderungen der Volkssolidarität zur Stärkung der gesetzli-

chen Rente finden Sie hier.   

Berlin, 14.08.2017 

Die vorherrschende öffentliche Meinung sieht Altersarmut noch immer als kein dringl i-
ches Problem an. So wird auch in Berichten der Bundesregierung, zum Beispiel im 5. A r-
muts- und Reichtumsbericht, das Problem der Altersarmut relativiert. Mit dem Paradig-
menwechsel hin zum 3-Säulen-Modell der Alterssicherung verschlechterte sich die Situa-
tion vieler Älterer spürbar. Und diese Verschlechterung betrifft immer mehr Menschen.  

Zwischen 2005 und 2015 stieg die Armutsbetroffenheit von Rentnern und Pensionären 
von 10,7 Prozent auf 15,9 Prozent an. In den ostdeutschen Bundesländern erhalten 99 
Prozent der älteren Menschen fast ausschließlich eine gesetzliche Rente. Bei den ostdeut-

schen Bestandsrentnern beziehen rund 38 Prozent eine Rente bis zu 1.000 Euro. Bei 
Männern, die heute in Rente gehen, liegt dieser Anteil bereits bei 59 Prozent. Darin spie-
geln sich die Folgen der hohen Arbeitslosigkeit nach der Wiedervereinigung genauso wi-
der wie die Ausdehnung des Niedriglohnsektors oder die Zunahme gebrochener Er-
werbsbiografien.  

3 - S Ä U L E N - M O D E L L  D E R  A L T E R S S I C H E R U N G  K Ü R Z T  D I E  R E N -
T E N  A L L E R  

Das heutige System der staatlichen Förderung betrieblicher und privater Altersvorsorge 

geht in hohem Maße zulasten der gesetzlichen Rentenversicherung. Durch den „Riester-
Faktor“ finanzieren alle Rentner die staatliche Förderung der privaten Altersvorsorge 
indirekt mit, auch wenn sie selbst nicht privat vorsorgen (können). Die Förderung fließt 
vor allem Haushalten mit höheren Einkommen zu, die neben den Zulagen zusätzlich Steu-
erspareffekte in Anspruch nehmen können. Die durch das „Betriebsrentenstärkungsge-

http://www.volkssolidaritaet.de/fileadmin/content/bundesverband/Downloads/Bundesverband/PDF-Dateien/2016/161021Broschuere_RentenpolitischeLeitlinien.pdf


 

setz“ erneut bekräftige staatliche Förderung der sozialversicherungsfreien Entgeltum-
wandlung in der betrieblichen Altersversorgung schwächt die gesetzliche Rentenvers i-
cherung bereits heute um rund 1,5 Milliarden Euro pro Jahr. Entgeltumwandlung kürzt 
die Renten aller und entlässt die Arbeitgeber aus ihrer Verantwortung. Die paritätische 
Finanzierung der Alterssicherung wird untergraben und die Alterssicherung den Risiken 
des Kapitalmarktes ausgesetzt.    

DIE FINANZIERUNG EINER ZUKUNFTSSICHEREN, GERECHTEN UND LEBENSSTAN-

DARDSICHERNDEN RENTE IST MÖGLICH! 

Gemeinsam mit dem Netzwerk Gerechte Rente setzt sich die Volkssolidarität für eine ge-
setzliche Rente ein, die den Lebensstandard sichert und vor Armut schützt. Die gesetzl i-
che Rente garantiert die paritätische Finanzierung genauso wie die Gerechtigkeit zwi-
schen den Generationen. In das Umlagesystem zahlen alle ein, die im Erwerbsleben ste-
hen, auch die älteren Arbeitnehmer. Jeder, der eingezahlt hat, wird früher oder später 
auch davon profitieren. Die Rentenversicherung ist somit ein solidarisches System.  

Entscheidend für das Funktionieren des Umlagesystems sind die Entwicklung des Ar-

beitsmarktes, die Höhe der Löhne, die Zuwanderung, das Wirtschaftswachstum und die 
Produktivitätssteigerungen. Es bedarf des politischen Willens diese Faktoren zugunsten 
einer starken gesetzlichen Rente zu gestalten. Folgende Forderungen stellt das Netzwerk 
Gerechte Rente an die Politik: 

 Der Weg zu einer Erwerbstätigenversicherung bringt der gesetzlichen Rentenversiche-

rung Mehreinnahmen, denen kurz- und mittelfristig geringe Mehrausgaben gegenüber 

stehen. Viele erhielten dadurch erstmal überhaupt eine Absicherung fürs Alter. 

 Mehr Steuermittel müssen dort fließen, wo es um gesamtgesellschaftliche Aufgaben 

geht für die keine Beiträge abgeführt wurden. Zeiten der Kindererziehung, Pflege oder 

Langzeitarbeitslosigkeit sowie Hinterbliebenen- und Waisenrenten müssen besser ho-

noriert und durch Bundeszuschüsse finanziert werden.   

 Die paritätische Finanzierung der Alterssicherung wird durch eine Stärkung der ge-

setzlichen Rentenversicherung gewährleistet. Die Förderung privater Altersvorsorge 

darf nicht zulasten der gesetzlichen Rentenversicherung gehen.  

Dieser Info-Brief wurde von Dr. Valerie Moser, Volkssolidarität Bundesverband e.V. (valerie.moser@volkssolidaritaet.de und 

030-27897226) verfasst. „Die Umverteiler klären auf“ erscheint regelmäßig und informiert über Argumente und Forderungen 

des zivilgesellschaftlichen Bündnisses „Reichtum umverteilen - ein gerechtes Land für alle“. Über 30 Verbände und Organisa-

tionen haben sich zusammengeschlossen und vertreten gemeinsam Millionen von Menschen und deren Interessen. Das 

Bündnis setzt sich für bessere soziale Absicherung, höhere öffentliche Investitionen, einen sozial-ökologischen Umbau und 

die Bereitstellung bezahlbarer Wohnungen ein. Wir sind überzeugt, mit mehr Steuergerechtigkeit können wir das finanzieren 

und ein gerechtes Land für alle schaffen!   
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